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* Quelle und Berechnungsmethode: Paritätischer Armutsbericht 2020,  
   Armutsquoten auf Basis Mikrozensus des Statistischen Bundesamtes.

Nackte Zahlen, 
nackte Armut

»Seit 75 Jahren wird die Politik im 
	 Senat von der SPD dominiert.  
	 Ergebnis: Bremen und Bremer-
	 haven bleiben soziales Schluss-
	 licht in Deutschland. Ein ganzer 
	 Teil unserer Gesellschaft wird  
	 an der Weser abgehängt. Das 
	 dürfen wir nicht zulassen.«
	  Heiko Strohmann, Fraktionsvorsitzender

24,5 %
ARMUTSQUOTE* IN BREMEN, 
26,4% IN BREMERHAVEN 
BUND: 16%

42,2 %
ARMUTSQUOTE VON 
UNTER-18-JÄHRIGEN IN BREMEN  
BUND: 20,5%

10,7 %
ARBEITSLOSENQUOTE
HÖCHSTER WERT ALLER LÄNDER

68 % 
ARBEITSLOSE OHNE  
BERUFSAUSBILDUNG
BUND: 54%

16 % 
ALLER 18 – 25-JÄHRIGEN OHNE 
SCHULABSCHLUSS 
HÖCHSTER WERT ALLER LÄNDER

18 % 
 
ANGEWIESEN AUF  
GRUNDSICHERUNG
BUND: 8%

47.938 
EURO STAATSSCHULDEN  
PRO KOPF
16 LÄNDER: 7.698 EURO PRO KOPF
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Wenn es unserer Gesellschaft an einem nicht 
mangelt, dann ist es falsche Koketterie mit der 
Armut: „Armut schändet nicht“, heißt es im 
Volksmund. Und geflügelte Worte à la „Wir wa-
ren jung und brauchten das Geld“ entschuldigen 
lächelnd so ziemlich jede Sünde. Ein Berliner 
SPD-Bürgermeister scheute sich einst sogar 
nicht, seine Stadt aus Werbezwecken „arm, aber 
sexy“ zu nennen. Als wären das zwei Seiten ein 
und derselben Medaille. Doch cool ist Armut nur 
für jene Menschen, die sie in Wahrheit gar nicht 
erleiden müssen. Wer aber wirklich betroffen 
ist, für den ist der bittere Mangel am Allernot-
wendigsten nur eines: hartes Brot. Interessant 
also, dass Bremen und Bremerhaven als ewige 
SPD-Hochburgen und Orte mit viel Armut – und 
Reichtum zugleich – so still sind in dieser Frage. 
Grund für die CDU-Bürgerschaftsfraktion, das 
drängende Problem auf die Tagesordnung zu 
setzen.

Arm sein 
ist ein 
hartes 
Brot
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Als arm gilt in Deutschland, wer über weniger als 
60 Prozent des mittleren Einkommens aller Haushalte 
verfügt. In Bremen und Bremerhaven sind das 24,5 
beziehungsweise 26,4 Prozent. „Weit abgeschlagen“, 
sagt der Paritätische Wohlfahrtsverband mit Blick auf 
den Gesamtwert von 24,9 Prozent als Bundesland. 
Fraktionsvorsitzender Heiko Strohmann im Detail: „Kein 
Bundesland in Ost- oder Westdeutschland reicht da 
heran. Unter den größten deutschen Städten stehen 
allein Brennpunkte wie Duisburg und Dortmund noch 
schlechter da. Doch unser SPD-Senat scheut die offe-
ne Diskussion darüber seit Jahren. Und das, obwohl 
wir die Armut jeden Tag auf den Straßen sehen und 
auch im privaten Umfeld spüren. Armut ist der Mangel 
an Teilhabe, an Kontakten, Gesundheit, Fürsorge und 
Entwicklungschancen. Nicht alles hat mit wenig Geld 
zu tun, aber immer mit persönlichen Notlagen von 
Menschen. Die Statistik zeigt uns ja keine Gefühle, 
nicht die Ängste und Sorgen der Menschen. Es ist also 
das Gegenteil von sozial, wenn wir nicht öffentlich mit 
den Betroffenen und offen in der Bürgerschaft über 
die Armut sprechen. Das kreiden wir Rot-Grün-Rot an 
und werden sie in ihrem Versagen bei der Armutsbe-
kämpfung stellen.“

Vom Teufelskreis auf die Erfolgsspur 

Sigrid Grönert ergänzt: „1.074 Euro galten in 
Deutschland 2019 für eine Person im Einzelhaushalt als 
Armutsgrenze. Bei einer durchschnittlichen Kaltmiete 
von 8,84 Euro pro Quadratmeter beispielsweise in 
Woltmershausen und explodierenden Energiekosten 
bleibt da nicht viel zum Leben. Besonders für allein-
erziehende Mütter oder Väter ist die Lage oft schwer. 
Aufstocken wird immer mehr zur Regel. Rücklagen für 
Notfälle bilden oder privat für die Rente vorsorgen 
ist oft nicht möglich. Allein mit Geld können wir den 

Fraktionsvorsitzender Heiko Strohmann und Sigrid Grönert, sozialpolitische Sprecherin, stellten der Öffentlich-
keit am 19. Oktober das 25-seitige Positionspaper „Armut geht uns alle an“ vor. Darin enthalten: eine politische 
Agenda gegen Armut mit zehn Forderungen (siehe Seite 12).

Armutskreislauf weder für die vielen geringqualifi-
zierten Alleinerziehenden noch für andere Transfer-
leistungsempfänger und Geringverdienerhaushalte 
durchbrechen. Ein Schlüssel wäre die Ermöglichung 
höherer beruflicher Qualifikationen für diese Eltern 
und flächendeckende Ganztagsschulangebote für alle 
Kinder, besonders mit guten Kultur- und Sportange-
boten am Nachmittag. Das entlastet Eltern, besonders 
natürlich Alleinerziehende im Arbeitsalltag, bietet den 
Kindern Perspektiven und stärkt das Selbstbewusstsein. 
Und den Müttern und Vätern verleiht es mehr Sicher-
heit mit Blick auf die eigene Rente. Das ist der beste 
Weg heraus aus dem Teufelskreis und zurück auf die 
Erfolgsspur.“

Heiko Strohmann

Kontakt:
strohmann@cdu-bremen.de
groenert@cdu-bremen.de
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Armutsquote im Bundesländervergleich  
2005 – 2019 in Prozent
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Bremen und Bremerhaven stehen zwar nicht alleine 
da mit diesen Problemen. Die Lage führt aber dazu, 
dass das Erscheinungsbild der Stadt den Effekt ver-
stärkt, indem es Menschen mit höheren Einkommen 
vorziehen, lieber von außerhalb einzupendeln, statt 
sich hier niederzulassen. Dadurch verlieren Bremen 
und Bremerhaven Steuereinnahmen und Kaufkraft. Im 
Ergebnis können sie noch weniger für ihre Attraktivität 
sorgen. „In der Klimadebatte akzeptieren wir den Be-
griff des Kipppunktes, nach dem der Trend nicht mehr 
umzukehren ist. Bei dem Thema streiten alle Parteien in 
der Bürgerschaft offen über den besten Lösungsweg. 
Diese Transparenz müssen wir auch in der Armutsde-
batte erreichen. Das Argument, man rede seine Stadt 
damit nur schlecht, ist bloß ein aus politischer Hilflo-
sigkeit vorgeschobenes Argument. Wer Probleme ver-
drängt, der verschlimmert sie auf Dauer nur. Gerade 
als Christdemokraten klappen wir also das Visier hoch 
und ziehen mutig in den Kampf gegen die Armut. Mit 
unserem Positionspapier, unseren 
Aktivitäten in der Bürgerschaft  
und den offenen Veranstaltungen.  
Wir werden Menschen dazu ins 
Haus der Bürgerschaft einladen 
und in den Stadtteilen öffentlich 
diskutieren.“

PDF-Download 
Positionspapier  
Armut

Sigrid Grönert

11,4

15,7

19,7
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Das Positionspapier „Armut geht uns alle an“ der CDU-Bürgerschaftsfraktion 
stützt sich neben Zahlen des Statistischen Bundesamtes auch auf Auswertungen 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes. Indes fordert der Verband unter ande-
rem die Einführung der sogenannten Kindergrundsicherung, über die derzeit in 
Berlin die Ampel-Koalitionäre verhandeln und die auch Rot-Grün-Rot in Bremen 
unverändert fordert.

Die CDU-Bürgerschaftsfraktion äußert 
sich kritisch zum Thema Kindergrund-
sicherung. Warum? Das erläutert Sandra 
Ahrens, Fraktionssprecherin für Kinder, 
Jugend und Familie:

Die Kindergrundsicherung klingt auf den 
ersten Blick gut. Für jedes Kind soll in der 
Familie so viel Geld zur Verfügung stehen, 
dass seine Existenz unabhängig vom Ein-
kommen der Eltern jederzeit gesichert ist. 
Aber schon diese Definition führt in die 
Irre. Denn das würde bedeuten, der Staat 
käme seinen Pflichten bislang mit den 
bestehenden Sozialleistungen nicht nach. 
Das ist aber gar nicht der Fall. Kindergeld, 
Kinderzuschlag, weitere Transfer-Leistun-
gen wie Wohngeld und das Bildungs- und 
Teilhabepaket sichern die Existenz jedes 
Kindes. Viele Anträge sind aber zu kom-
pliziert, deswegen bleiben Gelder liegen, 
die den Kindern zu Gute kommen sollten. 
Die CDU möchte alle Teilhabeleistungen 
für Kinder in einer Hand bündeln und von 
einer Antragsleistung zu einer Bringleis-
tung umbauen. Das ist nach einer Exper-
tenanhörung der Sozialsenatorin in Bremen 
auch der einzige Ansatz, der funktionieren 
würde. 

Doch Rot-Grün-Rot hält an der Kinder-
grundsicherung wie an einem Allheilmittel 
fest. Warum? Was ist der Unterschied zu 
unserem Ansatz? Mit steigendem Ein-
kommen der Eltern will Rot-Grün-Rot die 
Grundsicherung senken. Verdienen Mütter 
und Väter wenig Geld, bekommen sie für 
ihre Kinder den vollen Satz. Verdienen sie 
hingegen viel, erhalten ihre Kinder wenig. 
Ob das aber verfassungsgemäß ist (da ja 
jedes Kind vor dem Gesetz den gleichen 
Anspruch hat), ist zu bezweifeln. Und im Er-
gebnis entsteht – das Familieneinkommen 
summiert – ein finanzieller Schwellenbe-
reich, in dem es sich für Menschen mit ge-
ringem Einkommen nicht wesentlich lohnt, 
mehr Verantwortung im Beruf zu überneh-
men und damit mehr Geld zu verdienen. 
 

Was sind die Konsequenzen: verfestigte 
Langzeitarbeitslosigkeit und schwindende 
Rentenansprüche. Sogar manche vom Staat 
finanzierte Weiterbildung würde für Eltern 
unattraktiv werden, weil diese neu erlangte 
Qualifikation am Ende darauf abzielt, den 
Weg zurück in den ersten Arbeitsmarkt zu 
finden, wodurch sich vielfach die Kinder-
grundsicherung reduzieren würde. Als 
CDU-Bürgerschaftsfraktion sind wir klar 
gegen solche ideologiegeprägten Ansätze, 
weil sie die Menschen eher daran hindert, 
selbstbestimmter und erfolgreicher durchs 
Leben zu gehen – woran sich ihre Kinder 
ein Vorbild nehmen und ihnen nacheifern.

Allheilmittel 
Kindergrund-
sicherung?
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Ausguck: Die griechische Antike kannte eine 
grassierende Armut. Im römisch besetzten 
Palästina sagte Jesus laut Johannes-Evangelium: 
„Arme habt ihr allezeit bei euch“. Heute, in einer 
reichen Demokratie wie Deutschland ist fast 
jeder sechste Mensch von Armut bedroht. Was 
machen wir falsch?

Aus unserer Sicht sind drei Aspekte entscheidend: 
Erstens: Der Armuts- und Reichtumsbericht zeigt: 
wer arm ist, bleibt das meist sehr lange. Die Bundes-
politik war in den vergangenen Jahren auf schnelle 
Arbeitsvermittlung und Beschäftigung fixiert, egal, wie 
schlecht Bezahlung und Bedingungen sind. Daraus 
ist ein Drehtüreffekt zwischen prekärer Beschäftigung 
und Erwerbslosigkeit entstanden. Nötig sind statt-
dessen umfassende Qualifizierung, die Förderung 
existenzsichernder Arbeit und umfassende psycho-
soziale Hilfen und eine unterstützende Infrastruktur. 
Außerdem ist der Regelsatz zu niedrig und deckt das 
Nötige nicht ab. Jahr für Jahr bleibt er weiter hinter 
der Armutsgrenze zurück. 
Zweitens: Benachteiligungen sind geschlechtsspezi-
fische. Das Armutsrisiko von Frauen ist generell höher. 
Bei Alleinerziehenden liegt es sogar bei über 40 
Prozent, bei Müttern von drei und mehr Kindern bei 
knapp 25 Prozent. Die finanzielle Familienförderung 
muss sich ändern, verbunden mit besseren Betreu-
ungsmöglichkeiten. Vollzeitnahe Teilzeit muss be-
sonders gefördert werden. Viele Erziehende wollen 
ausreichend Zeit für die Kinder mit Erwerbstätigkeit 
verbinden. 
Drittens: Die familienpolitischen Leistungen sind 
kompliziert und unübersichtlich. Wenn eine Frau nach 
der Geburt ihres Kindes alleinerziehend ist, muss sie 
Kindergeld, Grundsicherung, Unterhaltsvorschuss 
und Basis-Elterngeld beantragen und verrechnen. Wir 
brauchen ein einheitliches System der Familienförde-
rung, eine Kindergrundsicherung.

Ausguck: Angenommen, Sie könnten im Kampf 
gegen Armut nicht jede Waffe jederzeit bei sich 
tragen. Welche würden Sie auf keinen Fall aus 
den Händen geben: Prävention, Teilhabe oder 
Befähigung?

Beteiligung. Menschen sollen die Gesellschaft, in 
der sie leben, mitgestalten können. In Armut leben-
de Menschen haben viele Kompetenzen, können sie 
aber oft weder einbringen noch weiterentwickeln. 
Sie müssen mit Respekt und Wertschätzung unter-
stützt und begleitet werden. Dazu sind finanzielle und 
persönliche Anreize wichtig. Echte Beteiligung meint: 
selbstbestimmt entscheiden, sich weiterentwickeln und 
sich in der Gesellschaft engagieren zu können.

Ausguck: Wie bringt sich die Diakonie in den 
Bundesländern und Kommunen zu Armutsfragen 
in die politische Debatte ein? Wie sieht es in 
Bremen und Bremerhaven aus?

Die Diakonie tauscht sich regelmäßig mit politi-
schen Akteur:innen über soziale Handlungsnotwen-
digkeiten und Maßnahmen der Armutsbekämpfung 
aus und macht ganz konkrete Reformvorschläge. Die 
Erfahrungen der diakonischen Arbeit vor Ort hel-
fen beim politischen Realitäts-Check. Wir erfahren, 
wie politische Maßnahmen wirken, wie sie bei den 
Menschen ankommen. Wir bringen uns ein, indem wir 
soziale Themen durch Positionen, Reformvorschläge, 
öffentliche Diskussionen und eine aktive Medien- und 
Lobbyarbeit proaktiv aufgreifen. Dabei arbeiten wir 
vernetzt wie z.B. im Bremer Aktionsbündnis „Men-
schenrecht auf Wohnen“.

Ausguck: Jedes zweite Kind in Bremen ist von 
Armut bedroht. In keinem Bundesland liegt die 
Armutsquote höher. Sind unsere Voraussetzun-
gen als Stadtstaat wirklich so anders? Entschul-
digt uns das?

Armut ist deutschlandweit besonders ein Großstadt-
phänomen. Das Bundesland Bremen besteht aus zwei 
Großstädten. Bremen hat aber besondere Probleme. 
Fast ein Drittel der Beschäftigten sind Pendler:innen, 
die außerhalb der Stadtgrenzen wohnen. Dort sind 
Mieten und die Kosten für Wohneigentum niedriger. 
Wer außerhalb wohnt, zahlt in Bremen aber keine Ein-

Wer arm ist,  
bleibt das meist 
sehr lange
Interview mit Maria Loheide,  
Vorständin Sozialpolitik der Diakonie 
Deutschland
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kommensteuer. Dadurch fehlt Bremen jedes Jahr rund 
25 Millionen Euro an Steuerreinnahmen. Die sinkende 
Bevölkerungszahl verringert auch die Zahlungen aus 
dem Länderfinanzausgleich. Dazu kommt die hohe 
Erwerbslosigkeit nach wirtschaftlichen Umbrüchen. 
Arbeitsplätze in den Häfen, der Fischerei, auf den 
Werften oder in der Produktion sind weggefallen, 
es ist nicht gelungen, ausreichende Alternativen am 
Arbeitsmarkt und in der Wirtschaft auzubauen. Beson-
ders hoch sind das Armutsrisiko für Alleinerziehende, 
besonders niedrig die Erwerbsbeteiligung von Frauen. 
Das führt auch zu großer Kinderarmut.

Ausguck: Armut ist ein Teufelskreis oft über 
Generationen hinweg. Aus der Bildungs- und 
Gesellschaftsforschung wissen wir, dass nichts so 
viel Einfluss auf den Bildungserfolg der Kinder 
hat, wie die sprachlichen und mentalen Fähigkei-
ten ihrer Eltern. Hoffen wir zu sehr auf Lösungen 
durch die Schulen?

Familien und Kinder brauchen umfassende Unter-
stützung. Dazu gehören Familien- und Jugendhilfe, 
die frühe Förderung durch Kitas und Ganztagsschu-
len, kostenlose Freizeit-, Kultur- und Sportangebote, 
Hausaufgabenhilfe oder förderliche Lernorte wie 
Bibliotheken. Wenn zuhause gelernt wird, dafür aber 
Material, technische Voraussetzungen und Wissen bei 
den Eltern fehlen, kann das nicht funktionieren. Darum 
müssen wir rund um die Schulen herum Lern- und 
Unterstützungsmöglichkeiten schaffen. Und Ressour-
cen wie Laptop und WLan müssen jedem Kind zur 
Verfügung stehen. Wie notwendig die Ausstattung ist 
haben wir sehr deutlich durch die Lockdowns in der 
Pandemie erfahren. 

Ausguck: Für die Grundsicherung fordert die 
Diakonie eine Einkommensanrechnung, die Hin- 
und Rückrechnungen in Bezug auf die Leistungs-
höhe vermeidet. Man kann aber auch die Positi-
on vertreten, Kontrolle aktiviere Menschen, den 
Sprung aus den Transferleistungen zu wagen 
und zu schaffen. Was denken Sie?

Nichts motiviert Menschen mehr als Anreize. Es 
ist ein großes Problem, dass Menschen, die ihren 
Arbeitsplatz öfter wechseln, weil sie sich immer 
wieder um Arbeit bemühen, dadurch Probleme mit 
der Einkommensanrechnung bekommen. Die Hin- und 
Rückrechnungen sind sehr fehleranfällig, oft erfolgt 
der Ausgleich wegfallenden Einkommens erst Wochen 
später. Wir wollen die Anreize für Erwerbsarbeit deut-
lich verbessern. Die Anrechnungsregeln müssen we-
sentlich vereinfacht werden. Das gelingt in der Kombi-
nation aus einem festen monatlichen Sockelbetrag und 
neuen Besteuerungsformen am besten. Ebenso sollen 
Qualifizierungen zu finanziellen Vorteilen führen.

Ausguck: Was würden Sie Bremen und Bre-
merhaven raten, damit wir schon kurzfristig, aber 
vor allem auf Dauer deutlich mehr Menschen aus 
der Armut befreien können? 

Bremen kann die Armutsprobleme nicht allein lösen. 
Die Einführung einer Kindergrundsicherung muss 
auf Bundesebene entschieden werden, ebenso ein 
höherer Mindestlohn. Vor Ort  ist mehr bezahlbarer 
und angemessener Wohnraum dringend nötig. Die 
Mietbelastung für Haushalte mit geringem Einkommen 
ist in Bremen besonders hoch. Zudem brauchen die 
16.000 Langzeiterwerbslose in Bremen Angebote der 
geförderten Beschäftigung, damit sie in Erwerbsarbeit 
kommen und ein existenzsicherndes Einkommen er-
zielen.

Maria Loheide
58 Jahre

Vorstandsmitglied des Evangelischen Werkes 
für Diakonie und Entwicklung und Vorständin 
Sozialpolitik der Diakonie Deutschland

Vorständin Sozialpolitik des Diakonischen 
Werkes der EKD

Mitglied der Mitgliederversammlung bei  
Aktion Mensch
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Manchmal hilft nur der Abstieg in die Zweite Liga. 
1980/1981 konnte sich Werder Bremen eine Klas-
se tiefer neu sortieren, stieg direkt wieder auf und 
schrieb bis in die 90er das erfolgreichste Kapitel 
der Vereinsgeschichte. Werder war nicht der einzige 
Klub, dem erst der bittere Gang in die Zweitklassig-
keit die Augen wirklich öffnete. Doch was, wenn in 
der eigenen Sportart gar keine Zweite Liga existiert? 
So zumindest ist es im Wettbewerb der 16 Bundes-
länder um die besten Bildungssysteme und -chancen. 
An der Weser sitzen in der Bildungspolitik seit 75 
Jahren meistens Sozialdemokraten auf der Trainer-
bank. Und nach Abpfiff – Ende eines jeden Schuljah-
res – landen unsere beiden Hafenstädte verlässlich 
auf den letzten Plätzen in der Rangliste der deutschen 
Bildungsstandorte. Doch das Rathaus findet unent-
wegt neue wie alte Ausflüchte, um andere Glauben zu 
machen, im Grunde seien die Chancen von Kindern, 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen im kleinsten 
Bundesland doch ganz gut. Aber die Fakten sind und 
bleiben unbeugsam (siehe Grafik nebenan).

Wäre das allein nicht schlimm genug, so hat sich 
auch die Kluft zwischen den Stadtteilen vergrößert, 
etwa bei den sonderpädagogischen Förderquoten. In 
Walle, Osterholz, Gröpelingen und Blumenthal liegt 
sie inzwischen bei 11 bis 15 Prozent; in Schwachhau-
sen, Borgfeld, Oberneuland und Östliche Vorstadt 
dagegen nur bei 2 bis 3 Prozent. Aufstieg durch 
Bildung: Das gilt rund um den Roland nicht für Kinder 
aus bildungsfernen und zumeist finanzschwächeren 
Familien. Während in Gröpelingen 44 Prozent der 
Absolventinnen und Absolventen mit einem Zeugnis 
unterhalb des mittleren Schulabschlusses und nur 
19,5 Prozent mit dem Abitur ins Erwachsenenleben 
starten, verlassen in Borgfeld 94 Prozent der Jugend-
lichen ihre Schule mit Hochschulreife. Doch auch die 
Kinder der wohlhabenderen Familien können den 
statistischen Schnitt nicht soweit verzerren, dass diese 
schreiende Ungerechtigkeit der bremischen Bildungs-
Misere nicht unübersehbar bliebe. 
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Auch im bundesweiten VERA-8-Test vom Sommer 
über Kompetenzen in Mathematik fielen die Ergeb-
nisse wieder „sehr schwach“ aus: 60 Prozent der 
Kinder erreichten nicht den Mindeststandard. In den 
sogenannten sozialen Brennpunkten sogar bis zu drei 
Viertel. Doch sozialdemokratische Bildungssenatoren 
fühlen sich durch derart schlechte Noten scheinbar 
seit Jahren nicht mehr bei der Ehre gepackt. Neu 
indes ist nach Rücktritt von Claudia Bogedan, dass 
man sich im Haus am Rembertiring lieber sofort auf 
bildungsferne Ideologien stürzt und damit ebenso 
scheitert: Nachfolgerin Aulepp blitzte mit ihrer Impf-
pflicht für Lehrer bei der Kultusministerkonferenz ab. 
Die Order für Kitapersonal kassierte sie gleich selbst 
wieder ein: Es fehlten Zuständigkeit und rechtliche 
Grundlage. Anfang Oktober stoppte die Landes-
datenschutzbeauftragte obendrein eine Umfrage der 
Senatorin zur sexuellen Orientierung der Kinder und 
Jugendlichen in weiterführenden Schulen. Vor lauter 
Ideologie-Vernarrtheit hatte Aulepps Behörde glatt 
vergessen, die Anonymität der Kinder zu wahren. 

Was bleibt also von Aulepps ersten 100 Tagen 
im Amt, außer Pannen? Mindestens die Erkenntnis, 
dass wir sie beim Wort nehmen werden, wenn sie 
das im November 2017 beschlossene, unabhängige 
Qualitätsinstitut IQHB bis Ostern 2022 mit zunächst 
20 Stellen eröffnen will. Es soll die Leistungen des 
bremischen Bildungssystems fachlich – nicht politisch 
– begutachten, und damit auch die Arbeit der Senats-
behörde selbst hinterfragen. Und zwar nach Hambur-
ger Vorbild, denn dort hat die Arbeit eines unabhän-
gigen Instituts dazu beigetragen, dass sich Kinder 
sowohl in Mathe, Deutsch als auch Englisch spürbar 
verbessern. Der Befund für Bremen und Bremerhaven 
aber ist düster: Detaillierte Studien über Berufspend-
ler offenbaren, dass Eltern nicht zuletzt wegen des 
bremischen Schulsystems ins Umland abwandern. 
Kombiniert mit ungebrochenem Sozial-Zuzug könnten 
die Probleme für unsere Zukunft kaum größer sein. 

Wer über Jahrzehnte mit immer derselben Taktik 
verliert, der muss den Mut zu einem neuen Plan auf-
bringen. Alles andere wäre ein Vergehen. Gleich-
macherei ausschließlich mit Blick auf das schwächste 
Glied hat entlang der Weser jedenfalls keinerlei 
Bildungserfolge erbracht. Maria Montessori schrieb 
einmal: „Der Weg, auf dem die Schwachen sich stär-
ken, ist der gleiche wie der, auf dem die Starken sich 
vervollkommnen.“ Ein zeitloser Satz, der jede (bil-
dungspolitische) Ideologie überdauert. Man könnte es 
auch mit den etwas schlichteren – aber nicht weniger 
zutreffenden – Worten eines großen Fußballlehrers 
sagen: „Modern spielt, wer gewinnt!“  
(Otto Rehagel).
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Bremer Platzierungen im Bildungsmonitor- 
Ranking 2004 – 2021
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	 1.	 Dritten Armuts- und Reichtums-
		  bericht unverzüglich vorlegen

	 3.	 In allen geförderten Projekten  
		  müssen Menschen, die von Armut 
		  betroffen sind, als Sachkundige 
		  aktiv eingebunden werden
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UNSERE FORDERUNGEN
Thema

	 2.	 Systematik, Ziele und Kenn-
		  zahlen für alle Projekte im 
		  Landesprogramm Wohnen in 
		  Nachbarschaft (WiN)

	 4.	 Wirkungslose Projekte  
		  beenden und 
		  freiwerdende Mittel für 
		  wirkungsvolle verwenden

	 5.	 Absolute politische Priorität für  
		  Bereiche Kinder, Jugend, frühkindliche 
		  und schulische Bildung. u.a. Doppel-
		  besetzung an sog. Brennpunkt-Grund-
		  schulen; unabhängiges Qualitätsinstitut
		  endlich realisieren

	 6.	 Berufsbildungsoffensive starten. u.a.
		  Jugendberufsagentur stärken;  
		  Unterrichtsfach „Berufs- und Studien-
		  orientierung“ einrichten.

	 7.	 Arbeitsförderung radikal umsteuern: Berufs-
		  qualifizierung geht vor Beschäftigungs-
		  vermittlung. Qualitäts-Monitoring einführen; 
		  Beschäftigungspolitisches Landesaktions-
		  programm

	 8.	 Aus- und Weiterbildung  
		  konsequent auf Bedarfe am 
		  Markt ausrichten. Fördermaß-
		  nahmen im BAP anpassen; 
		  dazu Erfolgskontrollen.

	 9.	 Fallmanagement auf Potenziale der  
		  Menschen konzentrieren, statt auf 
		  Defizite. Mitwirkungspflichten  
		  bleiben erhalten (Fördern und Fordern)

	10.	 Fünfte Armutskonferenz im 
		  Jahr 2022 unter das  
		  Thema "Ausbildung und 
		  Arbeit" stellen

PDF-Download 
Positionspapier Armut



Eine Position von Bettina Hornhues, arbeitsmarkt-
politische Sprecherin

Beim erklärten Ziel der Förderung von mehr Teil-
zeitausbildung für Alleinerziehende kapituliert der 
Senat mit der Feststellung: „Erst wenn Teilzeit ebenso 
normal ist wie Vollzeit, werden systematische An-
gebote und Nachfrage danach so sein, dass es keine 
Benachteiligung von Alleinerziehenden mehr durch 
die ‚Vollzeitnormalität‘ gibt.“ Was steckt eigentlich 
hinter dieser verschwurbelten Aussage des Senats in 
seinem Bericht an die Bürgerschaft? Im Grunde heißt 
dieser Satz: Erstmal müsse sich das Gesamtproblem 
von alleine lösen, und zwar für alle, und damit ginge 
es dann auch den Alleinerziehenden besser. 

Das – mit Verlaub – ist nichts anderes als ein 
verstecktes Bekenntnis zum eigenen Versagen, 
ein echtes Armutszeugnis. Die nackten Zahlen zur 
Gesamtlage machen es deutlich: Nur acht Prozent 
der Azubis im öffentlichen Dienst lernen in Teilzeit. 
Gerade für Alleinerziehende könnte die Öffentliche 

Hand in Bremen und Bremerhaven also deutlich mehr 
tun. Denn immerhin 28 Prozent aller Eltern sind auf 
sich allein gestellt, fast 40 Prozent von ihnen sind nicht 
erwerbstätig, zwei Drittel dabei ohne Berufsabschluss. 
Für viele von ihnen wäre eine Teilzeitausbildung – bei-
spielsweise im öffentlichen Dienst – der einzige Weg, 
sich den eigenen Kindern widmen zu können und sich 
dennoch zu qualifizieren. 

Mit seinen bürokratischen Floskeln zum Thema Teil-
zeitausbildung ignoriert Rot-Grün-Rot also die tatsäch-
lichen Lebenslagen sehr vieler Menschen. Ein solches 
Verhalten werden wir als CDU-Bürgerschaftsfraktion 
der Koalition aber nicht durchgehen lassen und Ge-
genvorschläge machen. Vor allem werden wir nachfra-
gen, wann der Senat unseren gemeinsamen „Aktions-
plan für Alleinerziehende“ endlich voranbringt.

Thema 13

Endlich echte  
Teilzeitausbildung 
schaffen

Bettina Hornhues

Kontakt: 
hornhues@cdu-bremen.de
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Bremerhaven 
schwimmt besser

Schwimmen zu können ist nicht nur eine Frage der 
eigenen Sicherheit. Gerade für Kinder und Jugend-
liche ist gemeinsamer Spaß im Wasser auch ein wichti-
ger Aspekt von Teilhabe im gesellschaftlichen Mitein-
ander. Zudem erfordern zahlreiche Berufsbilder diese 
Fähigkeit. Doch nicht erst seit der Corona-Pandemie 
nimmt die Zahl von Kindern und Jugendlichen ab, die 
sich verlässlich über Wasser halten können. Bremer-
haven und Bremen verfolgen seit einiger Zeit verschie-
dene Wege in der schulischen wie nicht-schulischen 
Schwimmausbildung – mit unterschiedlichem Erfolg. 
Auf Nachfrage der CDU-Bürgerschaftsfraktion räumte 
der Senat ein, dass das seit dem Schuljahr 2018/19 
existierende Bremerhavener Modell der „Intensivkurse“ 
dazu führe, dass Kinder das Schwimmen schneller 
erlernen würden. Längere Phasen des Nicht-Übens 
entfielen. Der Intensivkurs führt Kinder in täglichen 
Trainingseinheiten von mindestens 45 Minuten über 
zwei Wochen bis zum Seepferdchen und findet ohne 
Begleitperson statt.

Aus strukturellen Gründen könnten die Kompaktkur-
se aber derzeit nicht auf Bremen übertragen werden, 
so die für Bäder zuständige Sportsenatorin Anja Stah-
mann (Grüne). Ihre SPD-Kollegin im Bereich Bildung 
sei aber im Rahmen der Haushaltsansätze bemüht, 
weitere Maßnahmen und zumindest eine angepasste 
regionale Erprobung in der Stadtgemeinde Bremen 
zu ermöglichen. Christine Schnittker, stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende in der Bremischen Bürgerschaft, 
sieht Rot-Grün-Rot hier unverändert in der Pflicht: „Wir 
haben gesehen, dass das Bremerhavener Modell funk-
tioniert. Nicht, weil wir dort mehr Geld zu Verfügung 
hätten, sondern weil wir die Kooperationen zwischen 
Bäderbetrieb und Schulen wirksamer organisieren. Das 
würde durchaus auch in Bremen funktionieren. Dabei 
dürften aber keine Beckenzeiten für Schwimmkurse 
der DLRG und der Vereine wegfallen. Denn sie sind 
an der Schwimmausbildung wesentlich beteiligt. Und 
bei 10.000 weggefallenen Plätzen durch eingestellten 
Schwimm-Unterricht während der Pandemie und ab-
gesagte Kursen ist der Stau so hoch, dass wir absolute 
Vorfahrt für die Erstschwimmer brauchen. Hier er-
warten wir als CDU-Bürgerschaftsfraktion eine große, 
landesweite Lösung vom Senat.“

Mit Intensivkursen in nur zwei Wochen zum Seepferdchen-Abzeichen: Bremerhaven macht es vor.

Kontakt:  
schnittker@cdu-bremen.de
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Seit ihrem Amtsantritt vor vier Monaten 
schlittert SPD-Bildungssenatorin Sascha 
Aulepp von einer Panne in die nächste: 
Schwarze Kassen in der Stadtteilschule, 
dann eine Abfuhr der Kultusministerkon-
ferenz auf ihre Pläne zu einer Impfpflicht 
für Kita-Personal und Lehrer. Höhepunkt 
vorerst: Am 4. Oktober startete Aulepp 
eine Umfrage unter Schülern der Klassen 
7 bis 12. Was wollte ihre Behörde von den 
Kindern und Jugendlichen wissen? Etwa, 
wie sie die lange Zeit zwischen Home-
Schooling und Wechselunterricht verkraf-
tet hätten? Nein! Die Senatorin ließ nach 
sexuellen Orientierungen und geschlecht-
lichen Identitäten der Minderjährigen 
fragen. Ob diese Erhebung von entschei-
dender Bedeutung für den Bildungserfolg 

Betriebe sagen es, Kammern sagen es, 
die Agentur für Arbeit und nicht wenige 
Berufsschulen. Doch Rot-Grün-Rot weiß 
es besser, sieht einen großen Mangel 
an Lehrstellen, wo keiner ist und nimmt 
diese einsame Erkenntnis als Argument, 
die Wirtschaft mit einer Zwangsabgabe zu 
belegen: Firmen müssten dem Staat Geld 
geben, wenn sie keine von ihm festge-
legte Zahl an Plätzen für Azubis schaffe. 
Wirtschaftssenatorin Kristina Vogt (Die 
LINKE) glaubt, dadurch entstünden weitere 
Lehrstellen. Problem nur: Dieses Problem 
existiert nicht. Seit Jahren sinkt die Zahl 
junger Heranwachsender, die kurz nach 
Start des Ausbildungsjahres noch ohne 
Platz dastehen. Stand Ende Oktober laut 
Arbeitsagentur: 323 Stellen sind frei, 335 
Bewerber suchen noch.

der Heranwachsenden ist, kann bezweifelt 
werden. Überdies verstieß der Frage-
bogen gegen Persönlichkeitsrechte: Die 
Umfrage war nicht anonym. Die Landes-
datenschutzbeauftragte Dr. Imke Sommer 
stoppte die Aktion der Senatorin daher 
unmittelbar nach dem Start. Yvonne Aver-
werser, bildungspolitische Sprecherin der 
CDU-Bürgerschaftsfraktion dazu: „Was wir 
viel dringender brauchen, sind gute Analy-
sen dazu, wie wir Kindern aus bildungsfer-
nen Familien den Weg in eine erfolgreiche 
Zukunft ebnen. Ideologien sind hier völlig 
fehl am Platz. Und vor allem: Wer nach 
Intimität fragt, muss auch Intimität sicher-
stellen. Das erwarten wir schließlich auch 
unter Erwachsenen.“

 Je nach Statistik stieg die Zahl der Aus-
bildungsplätze im Vergleich zum Vorjahr 
sogar um bis zu acht Prozent an. Bettina 
Hornhues, Arbeitsmarktpolitische Spreche-
rin der CDU-Bürgerschaftsfraktion: „Zum 
einen haben wir ein Passungsproblem. 
Zum anderen ist völlig unbestritten, dass 
viele der unvermittelten Jugendlichen nicht 
ausbildungsfähig sind. Ein großer Teil hat 
keinen Schulabschluss, besitzt erhebliche 
Defizite beim Schreiben, Lesen und Rech-
nen. Diesen Schwierigkeiten kommt man 
mit staatlichen Strafabgaben überhaupt 
nicht bei. Hier hilft nur der Schulterschluss 
für eine massive Bildungsoffensive des 
Landes Bremen. Und dafür machen wir 
konkrete Vorschläge in unserem Positions-
papier.“

Aulepp ganz 
persönlich

Vogts Leerstelle

Kaum zu glauben, aber Bremen



9,3 Milliarden Euro setzt der deutsche 
Buchhandel pro Jahr um. Bremen spielt 
mit der Zahl seiner Verlage und Buch-
handlungen unter den ersten zehn Städten 
in Deutschland mit. Egal ob digital oder 
gedruckt: Das Verlegen und der Handel 
von Büchern sind entlang der Weser ein 
echter Wirtschaftsfaktor. Grund genug 
die heimische Branche - wie etwa in den 
Sektoren Immobilien, Tourismus oder 3D-
Druck - als Bundesland bei großen Messen 
in Deutschland zu vertreten. Doch auf 
den weltgrößten Buchmessen in Frankfurt 
und Leipzig schlagen sich die bremischen 
Verlage bislang auf eigene Faust durch. 
Claas Rohmeyer, kulturpolitischer Sprecher 
der CDU-Bürgerschaftsfraktion, zur Lage: 
„Unser Plan für einen gemeinsamen Bre-
men-Stand in Frankfurt und Leipzig macht 
Sinn. Wir haben die Verlage an unserer 
Seite und den Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels als Branchenverband. Ohne-
hin ist die Förderung des Kulturguts Buch 
ein wichtiger bildungspolitischer Ansatz. 
Auch auf der politischen Ebene gibt es 
keinen Widerspruch. Was bislang fehlt, 
ist der Schulterschluss zwischen Kulturver-
waltung und Wirtschaftsförderung. Eine 
solche, dauerhafte Initiative wäre – gera-
de nach der Corona-Zeit – eine wichtige 
Unterstützung für die Buchbranche in 

Bremen und Bremerhaven. Zur Leipziger 
Buchmesse im Frühjahr 2022 könnte es 
knapp werden. Ab Herbst 2022 sollten 
wir in Frankfurt aber vertreten sein. Meine 
Gespräche dort Ende Oktober waren viel-
versprechend. Man würde Bremen mit of-
fenen Armen empfangen. Deshalb werden 
wir als CDU beim Senat einen Vorstoß für 
eine finanzielle Förderung eines Bremer 
Marktplatzes der Literatur machen.“ 

CDU-Fraktion initiiert  
Bremer Marktplatz der Literatur  
auf Buchmessen

Zu guter Letzt

Claas Rohmeyer, kulturpolitischer Sprecher der CDU-
Fraktion, informiert sich auf der Frankfurter Buch-
messe am "Hessenstand" über die Möglichkeiten 
und Voraussetzungen eines Länderstandes.

Kontakt: rohmeyer@cdu-bremene


